EUROPÄISCHER MENSCHENRECHTSSCHUTZ

Der Europarat (engl. Council of Europe, franz. Conseil de l'Europe) ist eine am 5. Mai 1949 gegründete Organisation europäischer Staaten auf völkerrechtlicher Grundlage. Die Satzung sieht eine allgemeine Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten zur Förderung von wirtschaftlichem und sozialem Fortschritt vor. Der Europarat ist institutionell nicht mit der Europäischen Union verbunden, auch wenn beide dieselbe Flagge verwenden.Der Sitz des Europarats ist in Straßburg im Palais de l'Europe. 
Die zwei Hauptorgane des Europarats sind das Ministerkomitee, in welchem die Mitgliedsstaaten durch die jeweiligen Außenministerien vertreten werden, sowie die parlamentarische Versammlung, in welche die Parlamente der Mitgliedsstaaten Vertreter entsenden.

Beiden Organen dient ein Sekretariat, das vom Generalsekretär des Europarates geleitet wird. Er wird von der parlamentarischen Versammlung gewählt. Generalsekretär war 1999 bis 2004 der Österreicher Walter Schwimmer. (Seit dem 1. September 2004 hat der britische Parlamentarier Terry Davis das Amt übernommen)
Der Europarat sieht seine Aufgabe in erster Linie in der Erarbeitung von völkerrechtlich verbindlichen Verträgen zum Schutz von Menschenrechten. Von den über 200 im Rahmen des Europarats erarbeiteten Verträgen ist an erster stelle die europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu nennen.
Die Idee zur Schaffung einer europäischen MRK einschließlich eines Gerichtshof zu ihrer Durchsetzung wurde bereits auf dem 1. Kongress der Europäischen Bewegung 1948 in Den Haag formuliert.(auch der erste schritt zur Gründung des Europarates) Bei der Beratung über den Konventionstext, wurde es zugelassen Vorbehalte zu einzelnen Konventionsrechten zu formulieren. Dadurch konnten die Mitgliedstaaten den Umfang ihrer Verpflichtungen aus der EMRK selbst mitbestimmen. 
Sie wurde am 4. November in Rom unterzeichnet und trat nach der Ratifikation durch zehn Staaten am 3.9.1953 in Kraft. 
Volle Wirkkraft können Grundrechte erst dann entfalten, wenn ihre Einhaltung von einer unabhängigen Gerichtsbarkeit durchgesetzt werden kann. Die Errichtung des Gerichtshof verzögerte sich, da die Staaten die Gerichtsbarkeit zögerlicher, 1958 anerkannten. 
Die EMRK sieht als Rechtsschutz zwei verschiedene Verfahrensarten vor:

1. die Staatenbeschwerde Art 33 ermöglicht es jedem Konventionsstaat, den EGMR wegen jeder behaupteten Verletzung der Konvention und der Protokolle durch einen anderen Konventionsstaat anzurufen. Die zahl der Staatenbeschwerden ist gering.
2. viel bedeutsamer ist die Individualbeschwerde Art 34 mit der einzelne Bürger Konventionsverletzungen unmittelbar vor dem EGMR geltend machen können.

Die Konvention wurde im Laufe der Jahre um bisher 14 Zusatzprotokolle ergänzt.
Zur Stellung im Rang der Mitgliedstaaten:
Die EMRK enthält keine Vorgaben über ihre Stellung, ihren Rang und ihre Wirkungsweise im nationalen Recht. Die Stellung der EMRK im Recht der Mitgliedstaaten ist also uneinheitlich. Man kann drei Gruppen von Staaten unterscheiden: 
Staaten, in denen die Konvention insgesamt Bestandteil der Verfassung ist, dieser Verfassungsrang kommt der EMRK nur in Österreich zu, sie wurde mit einem Bundesverfassungsgesetz 1964 rückwirkend in den Verfassungsrang gehoben. Alle Rechte der EMRK können wie innerstaatliche Grundrechte vor dem Verfassungsgerichtshof geltend gemacht werden.

Staaten in denen die Rechte im Rang über den Gesetzen, nicht aber im Verfassungsrang stehen zB .: Frankreich, Schweiz  Spanien, Belgien 

und schließlich Staaten, in denen die EMRK nur den Rang eines einfachen Gesetzes hat zB.: Deutschland, Italien, San Marino, Skandinavien.

Sonderfall Großbritannien, Inkorporierung in die britische Rechtsordnung durch den Human Rights Act 1998

Anders als die EMRK, die darauf gerichtet ist, einen grundrechtlichen Mindeststandart in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten durchzusetzen, betrifft die Frage nach dem Grundrechtsschutz im Rahmen des Gemeinschaftsrechts;vor allem die Frage danach, wie Grundrechte gegenüber einer nicht- staatlichen Hoheitsgewalt durchgesetzt werden können.

Auf dem EU Gipfel von Nizza haben der Rat der Europäischen Union sowie die Präsidenten des Europäischen Parlaments und der Kommission am 7. Dezember 2002 die Charta der Grundrechte der Europäischen Union proklamiert. Die EU- Grundrechtecharta ist ein nichtverbindliches Soft Law Dokument, das den Anspruch hat, die bisherige Rechtssprechung des EuGH zusammenzufassen. Auf den Grundrechtskatalog, hat die EMRK stark als Inspirationsquelle eingewirkt siehe Art 52 Abs 3.

Weil die EU nicht Mitglied der EMRK ist, ist sie nicht direkt an die EMRK gebunden. Jedoch  nach Art 6 (2) EUV achtet die Union „die Grundrechte wie sie in der am 4.11.1950 in Rom unterzeichnete ……..allgemeine Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrecht ergeben“ Aber im Ergebnis gilt. Die EMRK Staaten sind an die EMRK gebunden; die EG/ EU Organe bzw. Institutionen sind an die Unionsrechte gebunden.

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) entstand mit Wirkung zum 1. Januar 1995 aus der vormaligen "Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" (KSZE).Die Umbenennung in OSZE bringt die institutionelle Verfestigung diese zwischenstaatlichen Forums zum Ausdruck. Sie hat 55 Mitgliedsstaaten: Alle Staaten Europas, die Nachfolgestaaten der Sowjetunion, sowie die USA und Kanada.
Die erste Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa fand vor allem auf Initiative der Sowjetunion ab 3. Juli 1973 in Helsinki statt. Teilnehmer der blockübergreifenden Konferenz waren die USA, Kanada die Sowjetunion und alle europäischen Staaten außer Albanien. Die Schlussakte von Helsinki vom 1. August 1975ist  in so genannte Körbe gegliedert:
1. Korb I: Prinzipienkatalog, u. a. Gewaltverzicht, Unverletzlichkeit der Grenzen (aber nicht Unveränderbarkeit), Achtung von Menschenrechten und Grundfreiheiten 

2. Korb II: Zusammenarbeit in Wirtschaft, Wissenschaft, Technik und Umwelt, Sicherheit, Mittelmeerraum 

3. Korb III: Grundsätze der Zusammenarbeit im humanitären und anderen Bereichen, Erleichterung von menschlichen Kontakten über die Blockgrenzen hinweg, Informationsaustausch 

4. Folgen der Konferenz 

Das gesamteuropäische Bekenntnis zu den Menschenrechten in Korb II und zu gemeinsamen Grundwerten, wurde nach Überwindung des Ost-West Gegensatz im Dokument, der Pariser Gipfelkonferenz der KSZE 1990 in der Charta von Paris für ein neues Europa bekräftigt

http://www.osce.org - Homepage der OSZE (engl.)
http://www.coe.int/DefaultDE.asp- Europarat

http://europa.eu.int/

